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Ebenen der Gesetzgebung im Kreislaufwirtschaftsrecht
___________________________________________________________________________________

• Völkerrechtliche Verträge und Abkommen
• Bsp. Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden 
Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung

Internationales Recht

• Richtlinie (bspw. Abfallrahmen-RL; EWKRL)
• Verordnungen (bspw. VerpackVO; Abfallende-VOen; ÖkodesignVO; VVA)Europarecht

• Bundesgesetze (bspw. KrWG, VerpackungsG; EinwegkunststofffondsG)
• Bundesverordnungen (bspw. NachweisV, GewerbeabfallV)Bundesrecht

• Landesabfallgesetze
• Landesverordnungen (bspw. Zuständigkeitsverordnungen)
• Erlasse der Ministerien; Verwaltungsvorschriften

Landesrecht

• Abfallsatzung (bspw. zum Anschluss- und Benutzungszwang)
• Abfallgebührensatzungen

Kommunales 
Satzungsrecht
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▪ Grundsatz des Anwendungsvorrangs des Europarechts

− Das bedeutet, dass nationale Behörden und Gerichte verpflichtet sind, 
die Vorschrift des Unionsrechts auch dann anzuwenden, wenn eine 
Vorschrift des nationalen Rechts dem entgegensteht.

− Europarecht setzt sich im Ergebnis durch.

▪ Neben der Anwendung von Vorschriften des Europarechts müssen nach 
dem „Grundsatz der unionsrechtskonformen Auslegung“ Vorschriften 
des mitgliedstaatlichen Rechts im Lichte des Europarechts ausgelegt 
werden.

Verhältnis Europarecht zum nationalen Recht
__________________________________________________________________

Europarecht (RL/VO) 

Bundesgesetze 

Bundes-
Verordnungen 

Landesgesetze
Landes- 

Verordnungen

Kom-
munale 

Satzungen
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Die wichtigsten Rechtakte auf EU-Ebene sind die Verordnung und die Richtlinie. (Art. 288 AEUV). Sie 

unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Rechtswirkung. 

Europäische Rechtsakte
__________________________________________________________________ 

Verordnung (EU) 
Beispiel: VerpackVO

allgemeine Regelung mit unmittelbarer innerstaatlicher Geltung

→ entspricht im nationalen Recht einem Gesetz 

allgemeine Regelung, die von den Mitgliedstaaten innerhalb einer 
bestimmten Frist in staatliches Recht umzusetzen ist; sie ist hinsichtlich des 
Zieles verbindlich, überlässt den Mitgliedstaaten jedoch die Wahl der Form 

und der Mittel

→ vergleichbar mit einem „Rahmengesetz“  

Richtlinie (EU)
Beispiel: Abfallrahmenrichtlinie



Handlungsinstrumente
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Netto-Null-Emissionen bis 2050

Transformation 

• Energiewirtschaft, aber 
auch alle anderen 
emissionsrelevanten 
Sektoren

Circular Economy

• Verringerung des Drucks auf die 
natürlichen Ressourcen 

• nachhaltiges Wachstum 

• schonender Umgang mit 
Materialien, vor allem durch 
Recycling, aber auch durch 
andere Formen der 
nachhaltigeren Nutzung von 
Materialien wie Reuse, Repair, 
Refurbishing oder alternativen 
Geschäftsmodellen.



• Rechtssetzungsinitiative für nachhaltige Produktpolitik

• Ausweitung des Ökodesign-Rahmens auf möglichst breites Produktspektrum

• Nachhaltigkeitsgrundsätze: Erhöhung des Rezyklatanteils in Produkten, 
Ermöglichung der Wiederaufarbeitung und eines hochwertigen Recyclings 

• „Produkt als Dienstleistung“

• Hersteller bleibt Eigentümer des Produkts oder Hersteller übernimmt 
Verantwortung für Produkt während des gesamten Lebenszyklus

• Erweiterte Herstellerverantwortung
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Aktionsplan Kreislaufwirtschaft (CEAP vom 11.3.2020)
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EU-Kunststoffprodukte-Richtlinie
Die Kunststoffprodukte-Richtlinie zielt auf die Vermeidung bestimmter Abfälle und dient damit der 
Umsetzung der ersten Stufe der sog. Abfallhierarchie nach Art. 4 Abs. 1 AbfRRL.

▪ Abfallrechtliche Spezialregelung als Instrument der Produktverantwortung bzw. „erweiterten 
Herstellerverantwortung“

▪ Hersteller als „Inverkehrbringer“ wird in die Pflicht genommen (vgl. Verpackungsrecht)

▪ Im Wesentlichen regelt die Kunststoffprodukte-Richtlinie 

▪ Verbrauchsminderungsvorgaben

▪ Verbote für das Inverkehrbringen von bestimmten Plastikartikeln

▪ Anforderungen an die Verkehrsfähigkeit weiterer Einwegkunststoffartikel

▪ Kennzeichnungspflichten
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EU-Ökodesign-Verordnung

Die neue EU-Ökodesign-Verordnung (ESPR) ist am 28. Juni 2024 im EU-Amtsblatt 
veröffentlicht worden (VO (EU) 2024/1781) und am 18. Juli 2024 in Kraft getreten.

Zielsetzungen
▪ erhebliche Ausweitung des Anwendungsbereichs auf fast alle Produkte
▪ Lebenszyklusbetrachtung von Produkten
▪ Ausweitung der Anforderungen an Qualität, Effizienz und Ressourcenschonung
Instrumente
▪ Festlegung von Anforderungen an die umweltfreundliche Gestaltung von Produkten (z.B. bzgl. 

Material-, Energie- und Ressourceneffizienz; Langlebigkeit, Reparierbarkeit, 
Wiederverwendbarkeit, ökologischer Fußabdruck, Auswirkungen auf Umweltmedien (Luft, 
Wasser, Boden)

▪ Konkretisierungen in delegierten Rechtsakten
▪ Digitaler Produktpass, Art. 9 ff. ESPR
▪ Warenvernichtungsverbot (zunächst für Textilien ab 2026)
▪ Vorgaben bzgl. Vernichtung unverkaufter Verbraucherprodukte (Art. 23 ff.) mit 

Berichtspflichten für Unternehmen
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Right to Repair-Richtlinie (R2R-RL)

Die neue Right to Repair-Richtlinie (R2R-RL) ist am 10. Juli 2024 im EU-Amtsblatt 
veröffentlicht worden (RL (EU) 2024/1799) und muss bis zum 31. Juli 2026 in deutsches Recht 
umgesetzt werden.

Gegenstand der Richtlinie
▪ Stärkung der Rechte von Verbrauchern auf Reparatur von Produkten
▪ Verpflichtung für Hersteller, Produkte zu reparieren, die nach EU-Recht technisch 

reparierbar sind
▪ Freiwilliges Reparaturformular mit Informationen über die Reparatur (z.B. Preise)
▪ EU-Online-Plattform für Reparaturdienstleistungen
▪ Verlängerung der gesetzlichen Garantie um 12 Monate, wenn Verbraucher sich für eine 

Reparatur entscheidet.
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EU-Verpackungs-VO

Die neue EU-Verpackungs-Verordnung (VO (EU) 2025/40) ist am 22.01.2025 im EU-Amtsblatt 
veröffentlicht worden und am 11.02.2025 in Kraft getreten.

Gegenstand der Verordnung
▪ Anforderungen an die Recyclingfähigkeit von Verpackungen 
▪ Verringerung des Einsatzes bestimmter gefährlicher Stoffe (z.B. Blei, Cadmium, 

Quecksilber)
▪ Rezyklateinsatzquoten bei Kunststoffverpackungen (ab 01.01.2030)
▪ Reduktion von Verpackungsabfällen, insb. durch Verbot von bestimmten 

Einwegverpackungen ab dem 01.01.2030
▪ Pflicht zur Kompostierbarkeit bestimmter Verpackungen (z.B. Tee-, Kaffeebeutel, sehr 

leichte Kunststofftragetaschen)
▪ Stärkung wiederverwendbarer Verpackungen
▪ Kennzeichnungs- und Hinweispflichten
▪ Ausweitung der Pfand- und Rücknahmesysteme
▪ Erweiterte Herstellerverantwortung
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Neufassung der Produktverantwortung in den §§ 23 bis 26a KrWG
Produktverantwortung in § 23 KrWG
▪ Entwickler, Hersteller, Be- oder Verarbeiter, Vertreiber sind produktverantwortlich 

(wie bisher)
▪ Produktverantwortung gemäß § 23 KrWG:

− Verminderung von Abfällen bei Herstellung und Gebrauch (wie bisher)
− Sicherstellung der umweltgerechten Entsorgung (wie bisher)
− Vorrangiger Einsatz von Rezyklaten bei Produktherstellung
− Sparsamer Einsatz kritischer Rohstoffe + Kennzeichnung vor Inverkehrbringen 
− Erhalt der Gebrauchstauglichkeit beim Vertrieb – sog. Obhutspflichten
− Beteiligung an Entsorgungskosten der örE

Produktverantwortung
_________________________________________________________________
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Anforderungen an Verbote, Beschränkungen, Kennzeichnungen, Beratung, 
Informationspflichten und Obhutspflicht in § 24 KrWG
▪ auf Erzeugnisse bezogene Verordnungsermächtigungen

➢ Wie muss ein Erzeugnis beschaffen sein?
➢ Wann und wie darf ein Erzeugnis vertrieben werden? (Beispiel: Onlinehandel → 

Erhaltung der Gebrauchstauglichkeit von Retouren)

Anforderungen an Rücknahme- und Rückgabepflichten, Wiederverwendung, 
Verwertung/Beseitigung, Kostenbeteiligung für die Reinigung der Umwelt, 
Obhutspflicht in § 25 KrWG
▪ auf Hersteller und Vertreiber bezogene Verordnungsermächtigungen

➢ Welche Handlungspflichten haben Hersteller/Vertreiber?
➢ Welche Finanzierungspflichten haben Hersteller/Vertreiber?

Produktverantwortung
__________________________________________________________________



§ 30a VerpackG
Mindestrezyklatanteil bei bestimmten Einwegkunststoffgetränkeflaschen

▪ Ab 2025: mind. 25% Mindestrezyklatanteil in PET-Einweggetränkeflaschen
▪ Ab 2035: mind. 30% Mindestrezyklatanteil in PET-Einweggetränkeflaschen 
▪ Hersteller entscheidet, ob prozentualer Anteil bzgl. jeder Flasche oder über die 

gesamte jährliche Flaschenproduktion erfüllt wird.
▪ Verstoß ist bußgeldbewehrt

Rezyklateinsatzquoten
_______________________________________________________________________
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▪ Grundsätzlich: Gemäß § 3 Abs. 3 Nr. 1 KrWG ist der Entledigungswille „anzunehmen“, 
wenn ein Stoff im Rahmen eines Herstellungsverfahrens anfällt, ohne dass der Zweck 
des Verfahrens darauf gerichtet ist

▪ Aber: Abfalleigenschaft entfällt gemäß § 4 KrWG und Art. 5 AbfRRL (als lex specialis), 
wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. weitere Verwendung „sichergestellt“

2. ohne Vorbehandlung möglich (ausgenommen: „normales industrielles Verfahren“)

3. „als integraler Bestandteil eines Herstellungsprozesses erzeugt“

4. Rechtmäßigkeit der weiteren Verwendung („insgesamt“ keine schädlichen 
Auswirkungen)

Nebenprodukt
________________________________________________________________________________________



Ende der Abfalleigenschaft
__________________________________________________________________
Kriterien in § 5 KrWG

▪ „Durchlaufen“ eines Verwertungsverfahrens (1. Voraussetzung)

▪ „Beschaffenheit“ des Stoffes (2. Voraussetzung)

1. So dass er üblicherweise für bestimmte Zwecke verwendet wird

2. Bestehen eines Marktes oder einer Nachfrage

3. Erfüllung technischer Anforderungen für den spezifischen Zweck, Rechtsvorschriften 
und Normen für Erzeugnisse

4. Verwendung führt insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen
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Verhältnis zum Chemikalien- und Produktrecht nach § 7a KrWG (neu)

Regelung formuliert eine Selbstverständlichkeit (klarstellender Charakter)

Endet für ein Erzeugnis das Abfallrecht, gelten z.B. die Anforderungen gemäß REACH, DüMV, 
Bauproduktenrecht, etc. Entsprechend stellt  § 7a Abs. 2 KrWG n.F. klar:

Bestehende Vorgaben des Chemikalien- und Produktrechts sind aber bereits bei Prüfung des 
Abfallendes zu berücksichtigen → § 5 Abs. 1 Nr. 3 KrWG

KrWG
Verhältnis zum Chemikalien- und Produktrecht
_________________________________________________________________

“Bevor für Stoffe und Gegenstände die in Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften zur 
Anwendung kommen, muss ihre Abfalleigenschaft gemäß den Anforderungen nach § 5 
Absatz 1 beendet sein.“ (Absatz 2)

“Natürliche oder juristische Personen, die Stoffe und Gegenstände, deren 
Abfalleigenschaft beendet ist, erstmals verwenden oder erstmals in Verkehr bringen, 
haben dafür zu sorgen, dass diese Stoffe oder Gegenstände den geltenden 
Anforderungen des Chemikalien- und Produktrechts genügen“ (Absatz 1)
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